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Sparen auf Kosten der Zukunft muss der Vergangenheit angehören 
Städte und Gemeinden denken bei aktuell ordentlicher Finanzlage an dringende Investitionen in eine zukunftstaugliche Infrastruktur 
2012 war für die kommunalen Kassen ein positives Jahr. Wie der Gemeindetag bei der Vorstellung seines Gemeindefinanzberichts 2013 am Montag in Stuttgart aufzeigt,  haben die Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg die beste Finanzsituation bundesweit zu vermelden. Nach den Krisenjahren 2009 und 2010, die durch Finanzierungsdefizite aufgrund der Wirtschafts- und Finanzkrise geprägt waren, erwirtschafteten die Kommunen im Ländle im zweiten Jahr in Folge auch 2012 einen positiven Finanzierungssaldo von in Höhe von 2,17 Mrd. Euro (Vorjahr plus 1,67 Mrd. Euro). Die baden-württembergischen Städte und Gemeinden haben es dadurch geschafft, die Finanzierungslücken der Krisenjahre 2009 und 2010 wieder zu kompensieren. Neben dem weiteren Abbau der Kommunalverschuldung geht es jetzt aber auch darum, die wieder erlangten finanziellen Spielräume strategisch klug zu nutzen: Durch Investitionen in eine zukunftsfähige kommunale Infrastruktur. 
Planungssicherheit für Land und Kommunen bis 2016

Sowohl die Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg, als auch das Land profitieren in den nächsten drei Jahren von der Planungssicherheit im Finanzbereich, für die sie gemeinsam gesorgt haben. 2011 wurde im „Pakt für Familien mit Kindern“ unter anderem vereinbart, dass Kommunen, Träger und Eltern sich ab 2014 mit einem Kostenbeitrag von 32 Prozent an den Betriebskosten für die Kleinkindbetreuung beteiligen. Das Land übernimmt die restlichen 68 Prozent. „Mit dem Pakt für Familien mit Kindern waren wir bundesweit die ersten, die für die Kleinkindbetreuung eine Vereinbarung mit der Landesregierung erzielt haben, die sich an der Konnexität orientiert“, erklärt Gemeindetagspräsident Roger Kehle. Diese Vereinbarung hat den Verantwortlichen in den Städten und Gemeinden die nötige Sicherheit gegeben, viel Geld für den Ausbau der Kleinkindbetreuung in die Hand zu nehmen.
Zur Stabilisierung der Finanzlage trägt auch die Einigung zwischen Land und Kommunen über die Finanzverteilung bis 2016 bei. Dabei wurde im vergangenen September vereinbart, die Kürzung des kommunalen Finanzausgleichs in zwei Stufen bis auf 315 Mio. Euro abzubauen. Im Gegenzug tragen die Kommunen ab dem Jahr 2013 jährlich 10 Mio. Euro zusätzlich zur Kofinanzierung von Bundesmitteln zur Gemeindeverkehrsfinanzierung bei. 

Kommunaler Finanzierungssaldo steigt trotz abgeschwächtem Wachstum 
Gegenüber dem Vorjahresergebnis von plus 1,67 Mrd. Euro ist der kommunale Finanzierungssaldo in Baden-Württemberg 2012 um 500 Mio. Euro auf plus 2,17 Mrd. Euro angestiegen (siehe Grafik Finanzierungssaldo der Gemeinden/ Gemeindeverbände). Dies ist eine Verbesserung um 30 Prozent. Dazu beigetragen haben die Steuereinnahmen, die auch 2012 nochmals um 8,3 Prozent (plus 944 Mio. Euro) angestiegen sind, allerdings nicht so stark wie im Vorjahr 2011 (plus 14,6 Prozent, plus 1,47 Mrd. Euro) (siehe Grafik Steuereinnahmen der Gemeinden in Baden-Württemberg). Das geringere Wachstum der Einnahmen zeigt sich beispielsweise bei der Gewerbesteuer, die 2012 zwar um 530 Mio. Euro (plus 8,75 Prozent) angestiegen ist, jedoch nur noch ein Drittel des Vorjahreswachstums erreicht hat (plus 28 Prozent) (siehe Grafik Entwicklung der Gewerbesteuer). Mit den positiven Ergebnissen von 2011 und 2012 haben die Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg den Einbruch der Jahre 2009 und 2010 wieder ausgeglichen. Dass der Finanzierungssaldo trotz geringerer Einnahmen weiter gewachsen ist, liegt daran, dass Städte und Gemeinden auch 2012 weniger investieren konnten. So sind die Sachinvestitionsausgaben der Kommunen im Lande im vergangenen Jahr um 5,3 Prozent zurückgegangen (minus 191 Mio. Euro), die Bauausgaben wurden um 8 Prozent zurückgefahren (minus 222 Mio. Euro) (siehe Grafik Bau- und Investitionsausgaben der Gemeinden/ Gemeindeverbände in Baden-Württemberg). 
Dringender Investitionsbedarf in Erhalt und Weiterentwicklung der kommunalen Substanz und Infrastruktur 

Trotz des insgesamt positiven kommunalen Finanzierungssaldos, schieben die Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg einen erheblichen Investitionsbedarf vor sich her. Viele verfügten auch im insgesamt guten Jahr 2012 noch nicht über eine ausreichende Investitionskraft aus laufenden Mitteln. Einige Kommunen mussten sich ihre positiven Finanzierungssalden zweifellos durch geringe Investitionen erkaufen. Die dringend notwendige Haushaltskonsolidierung hat die Nebenwirkung, dass zu wenig in die Erhaltung und Weiterentwicklung der kommunalen Substanz und Infrastruktur investiert wird. Dieser Aufgabe wollen sich die Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg nun primär zuwenden. „Wir haben auf Kosten der Zukunft gespart. Das muss der Vergangenheit angehören“, so Roger Kehle über die kommunalen Investitionspläne. „Die Schlaglöcher werden nicht kleiner, indem man sie ignoriert.“
Bürgerinnen und Bürger brauchen Städte und Gemeinden mit zukunftstauglicher Infrastruktur 
Das KfW-Kommunalpanel schätzt den bundesweiten kommunalen Investitionsbedarf aktuell auf 128 Mrd. Euro. Auf Baden-Württemberg entfallen davon rund 20 Mrd. Euro. Konkret heißt das, dass die Kommunen im Lande beispielsweise im Bereich Straßen einen Investitionsrückstau von über 5 Mrd. Euro und bei Schulen von rund 3 Mrd. Euro vor sich herschieben. Für die öffentlichen Verwaltungsgebäude sind dies knapp 2 Mrd. Euro, für Sportstätten und Bäder ein Betrag in ähnlicher Höhe. „Infrastruktur bedeutet eben nicht nur Straßen und Schienen“, führt Roger Kehle fort. „Ganz zentral ist der enorme Investitionsbedarf bei Bildung und Betreuung. Eine neue Bildungslandschaft braucht angepasste Schulgebäude. Funktionierende Ganztagesschulen brauchen neue Mensen und Gruppenräume. Und wer glaubt, der Großteil der Kosten für den Ausbau der Kleinkindbetreuung sei ab dem 01.08.2013 bezahlt, wird sich wundern. Die Folgekosten aus dem Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz werden die Städte und Gemeinden in Zukunft weiterbegleiten. Denn die Gesellschaft, unsere Bürgerinnen und Bürger bestimmen mit ihren Vorstellungen über eine lebenswerte Stadt und Gemeinde, wo die Rathäuser in Zukunft ihre Gelder investieren.“ Weiteren Investitionsbedarf sieht der Gemeindetag auch beim Ausbau des schnellen Internets und bei der Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum.

Energiewende ist das größte Infrastrukturprojekt seit Jahrzehnten 

Die größte Herausforderung, der sich die Städte und Gemeinden nach Ansicht des Gemeindetags stellen müssen, ist die Umsetzung der Energiewende. „Unsere Städte und Gemeinden bekennen sich klar zu den Zielen der Energiewende. Bei der Umsetzung des Klimaschutzgesetzes des Landes haben sie sogar eine Vorbildfunktion. Gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern wollen wir den Anteil der ressourcenschonenden Energie ausweiten und insgesamt weniger Energie verbrauchen. Um aber Energie einzusparen, müssen wir viel Geld investieren.“ Allein um alle gemeindeeigenen Gebäude auf den aktuellen energetischen Standard zu bringen, müssten die Städte und Gemeinden rund drei Mrd. Euro in die Hand nehmen. Das Hauptziel müsse sein, auch in Bestandsgebäuden bei der Energieeffizienz Neubauniveau zu erreichen. Darüber hinaus werden hohe Investitionskosten beim Ausbau der Stromübertragungs- und Verteilernetze oder für den Ausbau der Windkraft erwartet.
Baden-Württemberg braucht ein echtes Infrastrukturministerium 
Investitionen in die Kommunale Infrastruktur sind nicht nur notwendig, um die Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger auf Dauer sicherzustellen. Es geht um noch mehr, nämlich die wirtschaftliche Zukunft von Baden-Württemberg. Mehr als 20 Prozent von über 1.100 deutschen Unternehmen, die als Weltmarktführer gelten, befinden sich in ländlichen Gebieten, der Großteil in Süddeutschland und damit auch Baden-Württemberg. Für diese Unternehmen, die Arbeitsplätze für die Bürgerinnen und Bürger sichern und Gewerbesteuer an Städte und Gemeinden bezahlen, benötigt man ein gutes Verkehrsnetz, schnelles Internet und ausgezeichnete Ausbildungsstätten für Fachkräfte. Um seine Spitzenstellung zu sichern und sogar noch auszubauen, muss auch das Land Baden-Württemberg dafür sorgen, dass die bestehende Infrastruktur erhalten und ausgebaut wird. Dafür müssen alle Verantwortlichen an einem Strang ziehen und auch althergebrachte Strukturen erneuert werden. „Die Landesregierung denkt immer wieder laut über eine Strukturreform auf kommunaler Ebene nach“, sagt Gemeindetagspräsident Kehle und schlägt eine neue Richtung vor: „Warum überlegt sich die Landesregierung nicht, die Strukturen auf oberster Landesebene effizienter zu gestalten?“ Bisher kümmerten sich mehrere Landesministerien um ähnliche Infrastrukturthemen. Aus Sicht des Gemeindetagspräsidenten könnten Infrastrukturthemen aus einzelnen Ministerien herausgelöst und in einem Ministerium gebündelt werden. „Das Land braucht ein echtes Infrastrukturministerium und nicht nur eines, bei dem der Begriff am Türschild steht“, fordert Roger Kehle. 
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